6 Geld und Währung

Geld kann nach den Eigenschaften, die seine Geltung begründen, erklärt werden: Geld ist ein Mittel zum Güteraustausch, es wird beim Kauf bzw.  Verkauf von Gütern und Dienstleistungen verwendet.

- So hat Geld den Charakter einer Ware, es wird z. T. wegen seines Eigenwertes, z.B. wegen seines Gehaltes an Edelmetallen, geschätzt.  Von den Gold- und Silbermünzen in Österreich im Wert von ca. 20 Mrd.  Schilling werden nur wenige zur Zahlung verwendet.  Der Großteil wird gehortet.

- Als Geld gilt ein bestimmtes Gut, wenn Menschen übereinkommen, es als Zahlungsmittel zu verwenden.  Es entsteht durch staatliche Proklamation.

Wird etwas als Geld akzeptiert, kann umfassend ausgedrückt werden:
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6.1 Funktionen des Geldes

e -Function of money                  f - La fonction de la monnaie
Geld hat vier volkswirtschaftliche Grundfunktionen.

6.1.1 Zirkulatorische Funktion

e - Money as a standard of deferred-payment

Geld ist ein allgemeines Tauschmittel. Es ermöglicht und erleichtert die Tauschvorgänge in
einer arbeitsteiligen Wirtschaft. Es dient unmittelbar dem Austausch von Gütern und Dienst-
leistungen, indem es zwischen den zu tauschenden Gütern steht und gegeben und genommen wird. Mittelbar trägt es dazu bei, die hergestellten Produkte zu verteilen. In jeder Wirt-
schaft existiert ein dem Güterstrom gegenläufiger Geldstrom.
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6.1.2 Akkumulatorische Funktion
e - Money as a store of value

Geld dient als Wertaufbewahrungsmittel. Vermögen in beliebiger Größe kann in Form des
Geldes leicht aufbewahrt werden. Durch Sparen und Horten dient es der Vermögensbildung.


Ähnlich wie im Haushalt dient Geld im Unternehmen als Liquiditätsreserve. In entwickelten 
Volkswirtschaften, in denen Geld keinen Eigenwert besitzt, ist die akkumulatorische Funk-
tion durch übermäßige Ausweitung der Geldmenge am meisten gefährdet.


6.1.3. Zahlungsmittelfunktion
e - Money as a medium of exchange


Der Staat erhebt ein bestimmtes Gut durch Gesetzesakt zum Zahlungsmittel. Geld dient so
der Schuldentilgung, denn die Wirtschaftssubjekte sind gesetzlich zur Annahme verpflichtet.

6.1.4 Rechenfunktion

e - Money as a unit of accounting

Geld dient als Recheneinheit. Eine Vielzahl konkreter Wirtschaftsvorgänge werden in der abstrakten Größe des Preises dargestellt. Ein Vergleich mit anderen Preisangaben ist leicht möglich. Darüber hinaus erleichtert Geld als Recheneinheit die rationale Haushaltsplanung und Unternehmensführung, da es eine Orientierung an einheitlichen Maßstäben ermöglicht.

Auf Grund der geschilderten Funktionen des Geldes hat es in der Wirtschaft weit reichende Bedeutung. Geld beeinflusst durch seine Funktion als Tauschmittel den Wirtschaftsablauf eben-                                                                   so nachhaltig wie durch die Wertaufbewahrungsfunktion. Welche Funktion im Vordergrund steht, hängt vom Wohlstand einer Volkswirtschaft ab. So wird die Wertaufbewahrungsfunktion in einer Wirtschaft mit hohem Lebensstandard stärker betont: Viele Menschen planen mit zunehmendem Wohlstand auf längere Zeit und beeinflussen mit ihren vermögenspolitischen Überlegungen den Wirtschaftsablauf nicht unwesentlich.



                                                                                                                                    6.2 Geldarten

Entsprechend den Geldfunktionen haben folgende Geldarten die Eigenschaft des Geldes:




	 Münzen

	 Banknoten

	 Sichteinlagen


Die älteste Form des Geldes ist das Warengeld. Nahrungsmittel, Mineralien, Vieh, Metalle und Kleidungsstücke haben als Geld gedient. Wegen ihrer Nachteile im Vergleich mit den heute gebräuchlichen Geldarten verloren diese "Geldgüter" nach und nach ihre  Geldfunktion.

Münzen
e - Coins                         f - La monnaie, pièce
Heute werden Münzen von der Münze Österreich AG geprägt, die der Nationalbank gehört.  Die Münze Österreich AG ist berechtigt, Münzen aus reinem Gold im Gewicht von einer Feinunze (ca. 31,1 g) oder Bruchteile davon in Gold auszuprägen und zum Tageswert für Barrengold zuzüglich einer Prägegebühr in Umlauf zu bringen.  Ebenso ist die Münze Österreich AG berechtigt, Handelsmünzen aus Gold und Silber zu prägen, die jedoch keine gesetzlichen Zahlungsmittel sind (Dukaten, Maria-Theresien-Taler usw.).

Banknoten
e – Notes


f - Le billet (de banque)

Banknoten sind stoffwertloses Papiergeld.  Heute werden Banknoten von den Zentralbankinstituten ausgegeben.  Die Oesterreichische Nationalbank ist nach Maßgabe der Europäischen Zentralbank berechtigt, auf Euro lautende Banknoten auszugeben.  Diese Banknoten  sind gesetzliche Zahlungsmittel und müssen zum vollen Nennwert in allen Ländern der Europäischen Währungsunion unbeschränkt angenommen werden.  Im Euro-Raum haben die EZB und alle nationalen Notenbanken das Recht, Banknoten auszugeben. Banknoten stellen eine Forderung gegen die Notenbank dar, die dafür Gegenwerte hält, wie Gold, Devisen, Warenwechsel, Lombarddarlehen und festverzinsliche Wertpapiere.

Sichteinlagen

e - Sight deposits, credit money           f - Le dépôt  à vue;    Les engagements à  vue

Sichteinlagen oder Buchgeld ist stoffloses, gestaltloses Geld, das in den Büchern als Forderungen und Verbindlichkeiten aufscheint.  Sichteinlagen stellen Geldforderungen dar, die heute starke Bedeutung erlangt haben.  Buchgeld entsteht durch Bareinzahlung auf  Scheck-, Giro- oder Sichteinlagenkonten, durch Überweisung im bargeldlosen Zahlungsverkehr und durch Kreditgewährung der Banken. Über Buchgeld kann mit Scheck verfügt werden.

Anmerkung
Scheck und Wechsel sind kein Geld, keine gesetzlichen Zahlungsmittel, sondern eine Geldanweisung, ein Geldersatzmittel.  Diesen beiden fehlen bedeutende Geldfunktionen.  Ebenso sind Kreditkarten (Plastikgeld) wie Eurocard, Visa, American Express, Diners Club etc. nicht Geld im o.a.  Sinn.  Kreditkarten müssen z.B. nicht von jedermann angenommen werden.  Sie sind in erster Linie Identitätsnachweis für ein Mitglied eines Kreditkartensystems, dessen Mitglieder berechtigt sind, Lieferungen und Leistungen zu Originalpreisen auf Rechnung zu beziehen.  Vorteil: Zinsgewinn und geringerer Bargeldbestand z.B. auf Reisen.  Kreditkarten dienen der Erleichterung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs.
Zentralbankgeld

Zentralbankgeld ist jedes Zahlungsmittel, das von der Zentralbank eines Landes geschaffen wird, zum Beispiel Münzen, Banknoten und Sichtguthaben bei der Zentralbank.

Neuere Erscheinungsformen des Geldes sind unter dem Begriff "elektronisches Geld" (Plasticmoney) bekannt.  Sie ermöglichen den bargeldlosen Kauf in Einzelhandelsgeschäften oder versetzen den Bankkunden in die Lage, über das Internet (E-Commerce, Online-Shopping) Dispositionen vorzunehmen.

Übersicht über die Geldarten













6.3 Geldschöpfung und Geldvernichtung

- Money creation                      f - La création de monnaie;   La fourniture de l'argent
Geldschöpfung ist ein Vorgang, bei dem der vorhandenen Geldmenge weiteres Geld zugeführt wird.  Es wird Geld in den Wirtschaftskreislauf eingebracht.

Geldvernichtung liegt vor, wenn dem Geldkreislauf Geld entzogen wird.

-   Geldschöpfung durch die Notenbank
Die Notenbank (Zentralbank) gibt Banknoten aus und bringt Münzen in den Verkehr.  Sie erwirbt Aktiva, indem sie z.B. Gold, Devisen und Wertpapiere ankauft. Die Bezahlung erfolgt durch Bargeld oder Einräumung von Sichtguthaben. Es wird damit Geld geschaffen, es findet Zentralbankgeldschöpfung statt.  Von den empfangenden Banken erwirbt die Notenbank Forderungen, die Kreditbeziehungen entstehen lassen.  Fließen von den Geschäftsbanken Kredite an Nichtbanken (Geschäftsleute, Unternehmen), wird das Geldvolumen erhöht. Fließt von den Banken Zentralbankgeld an die Notenbank zurück, verschwinden Kreditbeziehungen, es wird Staatsgeld vernichtet.





-    Geldschöpfung durch die Geschäftsbanken 

Im Bankenapparat entsteht Giralgeld (oder Buchgeld) indem sie im allgemeinen ihren Kunden Sichtguthaben einräumen, also Kredit gewähren.

In den folgenden Fällen entsteht Giralgeld durch Kreditbeziehungen wie z.B.


· durch Einräumung von Krediten
     die Bank hat eine Forderung

      
         gegen den Kreditnehmer


-
durch Erwerb von Wertpapieren                                    die Bank hat eine Forderung gegen

     den Ausgeber der Wertpapiere


-
   durch Umwandlung von Spar- und


der Einleger hat nach wie vor eine

         Termineinlagen in Sichteinlagen                                        Forderung gegen die Bank

Anmerkung
Keine Geldschöpfung liegt vor, wenn nur Geld getauscht wird.  Z.B.: Bargeld wird durch Einlage auf ein Bankkonto zu Buchgeld, es vermehrt nicht die vorhandene Geldmenge.
Der Geldschöpfung durch Geschäftsbanken kommt besondere Bedeutung zu, da diese am Volumen gemessen, die umfangreichste Geldvermehrung darstellt. Zudem ist es nur beschränkt möglich, die Geldausweitung nachhaltig zu korrigieren. Schließlich liegt es im Interesse der Banken, Kreditgeschäfte zu tätigen, diese sind Teil ihrer Aktivitäten. Eine Steuerungsmöglichkeit für die Zentralbank besteht darin, dass sie z.B. die Kosten (Zinsen) für Kredite an die Geschäftsbanken variiert z.B. erhöht, und so die Bereitschaft der Unternehmen, bei Geschäftsbanken Geld aufzunehmen senkt.

Wichtige Voraussetzungen zur Giralgeldschöpfung durch Geschäftsbanken:

· Bei Banken entstehen durch Geldgeschäfte ständig neue Einlagen (Sicht-, Termin- und Spareinlagen).

· Trotz der laufenden Rückzahlungen verbleibt eine bedeutende Geldmenge bei den Banken.

· Es reicht aus, dass soviel an Reserve gehalten wird, dass die Auszahlungen an die Kunden ausgeführt werden können, alle Kunden heben nicht zur gleichen Zeit ihre Guthaben ab.

· Die Geschäftsbanken können den Überhang ihres Geldbestandes als Kredite vergeben.

· Fehlende Liquidität kann bei der Zentralbank durch Refinanzierung ausgeglichen werden oder durch Geldmarktkredite bei anderen Banken.

· Zu beachten ist, dass die Geschäftsbanken durch Mindestreservevorschriften der Zentralbank gezwungen sind, bestimmte Prozentsätze der Einlagen nicht weiter zu geben.

Technik der Giralgeldschöpfung
Beispiel
Es sei angenommen, dass bei der Bank A auf ein Girokonto eine Bareinzahlung in Höhe von € 1.000.- erfolgt.  Damit erhöhen sich die Kassenhaltung und die Sichtverpflichtung der Bank A um diesen Betrag. Es findet Giralgeldschöpfung um diesen Betrag statt.  Einen bestimmten Teil des neu geschaffenen Giralgeldes muss die Bank A zur Sicherung ihrer Zahlungsbereitschaft als Mindestreserve bei der Zentralbank hinterlegen.  Bei einem Mindestreservesatz von 10 % macht dieser Betrag € 100.- aus.  In der Kassa der Bank A bleibt ein Überschuss von € 900,- .  Dieser Betrag kann von der Bank A als Kredit weitergegeben werden.  Wenn wir annehmen, dass der Kreditnehmer der Bank A diesen Betrag nicht bar abhebt, sondern auf das Girokonto seines Geschäftspartners bei der Bank B überweist, so erhöht sich die Giralgeldmenge um diese € 900,-.  Die Bank B muss nun ihrerseits von dem neu geschaffenen Giralgeld € 90,- (= 10 % Mindestreserve) abführen.  Ihr verbleibt ein Überschuss von € 810.- der wieder für die Kreditvergabe zur Verfügung steht.  Dieser Prozess kann so lange fortgesetzt werden, bis kein Überschuss mehr vorhanden ist.  Insgesamt kann vom Bankensystem als Folge anfänglicher Bareinzahlung von € 1.000,- eine Geldmenge von € 9.000,- (bzw.  Giralgeldmenge von € 10.000,-) geschaffen werden.
	Barzahlung 1.000
	Mindestreserve
	Überschuss
	Geldschöpfung

	1. Phase
	100
	900
	900

	2. Phase
	90
	810
	810

	3. Phase
	81
	729
	729

	4. Phase
	72,9
	656,1
	656,1

	·
	·
	·
	·

	·
	·
	·
	·

	Summe
	1,000
	9,000
	9,000


Da Geschäftsbanken ihren Kunden Kredite nicht aufzwingen können, ist eine volle Ausnutzung dieser Geldschöpfungsmöglichkeiten unwahrscheinlich.  Dazu treten ständige Kreditrückzahlungen, die die Geldmenge verringern.  Zentralbankgeld fließt auch nicht immer voll zum Bankenapparat zurück, da ein Teil in den Kassen der Unternehmungen und privaten Haushalten gehalten wird. Je höher die Kassenhaltung der Wirtschaftssubjekte, desto geringer sind die Kreditgeldschöpfungsmöglichkeiten des Bankenapparates.

6.4 Geldmenge und ihre Steuerung

e - Volume of money; Monetary Stock        f - Le volume monétaire; La masse monétaire
Nur Bargeld und Sichteinlagen erfüllen alle Geldfunktionen.  Das Geldvolumen im engeren Sinn ist die Geldmenge M1. Sie besteht aus den im Umlauf befindlichen Münzen und Banknoten ohne Gold- und Silbermünzen bei Nichtbanken sowie aus den Sichteinlagen bei Banken ohne Zwischenbankeinlagen. Das ist jenes Zahlungsmittelvolumen in der Volkswirtschaft, das für die Bezahlung von Gütern und Leistungen zur Verfügung steht. Das Geldvolumen im weiteren Sinn ist die Geldmenge M2.  Sie besteht aus der Geldmenge M1 zuzüglich der Termineinlagen inländischer Nichtbanken mit Befristung unter vier Jahren. Rechnet man die Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist hinzu, kommt man zur Geldmenge M3. 

Die Geldmenge einer Volkswirtschaft spielt eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung des Preisniveaus und somit des Geldwertes.

	
	Zusammensetzung der Geldmengen



	Bargeld

+ Sichteinlagen 

= Geldmenge  M1


	
(Münzen, Banknoten)

(Buch- /Giralgeld)
                                      Zentralbankgeld

	+

Sichteinlagen

+ Termineinlagen

= Geldmenge M2

	
(mit Laufzeit bis 2 Jahren)

(mit Kündigung bis 3 Monate)  

                                                                          

	+

+ Pensionsgeschäfte

+ Geldmarktfondsanteile

+ Schuldverschreibungen

+ Geldmarktpapiere

= Geldmenge M3

	                                                                          bei inländischen

                                                                          Geschäftsbanken

(mit Laufzeit bis 2 Jahren)




Anmerkung

Die Monetaristen (z.B. Milton Friedman) sind der Auffassung, dass die Wirtschaft über die Regulierung der Geldmenge zu steuern ist.
Die Keynesianer halten letztlich nicht die Geldmenge, sondern die effektive Nachfrage im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Angebot für die entscheidende wirtschaftspolitische Größe.
Mit geldpolitischen Instrumenten der Zentralbank wird versucht, die Wirtschaft über die Geldmenge oder über den Zinssatz zu beeinflussen und zu steuern.  Bei der Wahl der Instrumente ist zu unterscheiden,

-
ob der Wirtschaft innerhalb kurzer Frist relativ große

-
oder nur geringe Beträge an Liquidität zugeführt oder entzogen werden sollen, ferner

-
ob die Maßnahmen bei Banken oder Nichtbanken angesetzt werden sollen.

Es empfiehlt sich, gleichzeitig mehrere Instrumente einzusetzen.  Der EZB stehen mehrere währungs- und geldpolitische Instrumente zur Verfügung.

6.5 Wert des Geldes

e - Money value                     f - La valeur monétaire; La valeur en argent
Kaufkraft

Der Wert des Geldes wird durch seine Kaufkraft ausgedrückt.  Die Kaufkraft kann

- international, in der Relation zu anderen Währungen, oder

- binnenwirtschaftlich gemessen werden.

Interne Veränderungen der Kaufkraft finden in den Veränderungen der Preise ihren Niederschlag.  Um Veränderungen des Preisniveaus zu messen, wird ein Warenkorb gebildet, dessen Preisänderungen in einer bestimmten Zeitspanne durch eine Messgröße, den Verbraucherpreisindex - VPI ausgedrückt wird (siehe unten, Messung der Inflation).

Der Wert des Geldes ist ständigen Schwankungen unterworfen.

	Bei sinkender Kaufkraft
	Bei steigender Kaufkraft

	Kann für eine Währungseinheit immer weniger gekauft werden
	Kann für eine Geldeinheit immer mehr gekauft werden

	Muss für die gleiche Gütermenge eine größere Geldmenge aufgewendet werden
	Muss für die gleich Gütermenge weniger aufgewendet werden

	Steigt das Preisniveau
	Sinkt das Preisniveau


Bleibt die Kaufkraft konstant, so ändert sich der Preis nicht.  Die Kaufkraft ist daher der reziproke Wert des Preisniveaus:

Die Kaufkraft wird von güter- und geldwirtschaftlichen Veränderungen wesentlich beeinflusst.  Verschiedene Theorien, wie die Quantitätstheorien, versuchen, die Bestimmungsgründe für Geldwertänderungen aufzudecken.

6.6 Geldwertänderungen und ihre Ursachen

Die Quantitätstheorie sieht einen ursächlichen Zusammenhang zwischen der Änderung der zirkulierenden Geldmenge und der Änderung der Güterpreise.

Naive Quantitätstheorie
Nach ihr entwickeln sich die Preise direkt proportional zur Geldmenge.  Die gesamte Geldmenge steht der gesamten Gütermenge gegenüber.  Steigt die Geldmenge, so steigt das Preisniveau, wenn alle anderen Faktoren konstant bleiben.

Modifizierte Quantitätstheorie
Sie ergänzt die naive Theorie dahingehend, dass die Umlaufgeschwindigkeit berücksichtigt wird.  Erhöhte Umlaufgeschwindigkeit vergrößert die auf dem Markt wirksam werdende Geldmenge.  Zum Beispiel: Wechseln € 100,- ihren Besitzer, ergibt dies eine Kaufkraft von € 100,-.  Wechseln € 100,- zehnmal ihre Besitzer, beträgt ihre Kaufkraft € 1.000,-. Die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes hängt davon ab, ob Wirtschaftssubjekte Geld in ihren Kassen horten. Je länger das geschieht, umso geringer ist die Umlaufgeschwindigkeit.

Die Verkehrsgleichung des Geldes (nach Irving Fisher, USA) lautet:


Moderne Quantitätstheorie

Die einzelnen Faktoren der o.a.  Formel drücken weitere quantitätstheoretische Ansätze aus: Die Geldmenge einer bestimmten Periode, multipliziert mit der Umschlagshäufigkeit, gibt die Summe der Einkommen einer Volkswirtschaft der Periode.

Preisniveauveränderungen können auf verschiedene Anstöße zurückgehen: 

Sie können 

o kurzfristig sein als Ergebnis konjunktureller Störungen in der Wirtschaft bzw.

o länger anhaltend sein auf Grund von Störungen des Geld-Güter-Gleichgewichts.  Ebenso wirkt die Veränderung des Produktionsvolumens auf die Geldwertänderung.

6.6.1 Störungen des Geld-Güter-Gleichgewichts

Inflation

e und f - Inflation
Inflation ist die anhaltende Verringerung des Geldwertes (häufig durch zu große Giralgeldmenge) bzw. die Zunahme des Preisniveaus der Güter.  Zur anschaulicheren Erklärung ihrer Entstehung greifen wir in den folgenden Beispielen immer nur eine Ursache heraus. Üblicherweise treten mehrere inflationsfördernde Faktoren gleichzeitig auf, wodurch es äußerst schwierig ist, den Einfluss einzelner Faktoren auf den Verlauf der Inflation abzugrenzen.

Inflation, Ursachen und Arten

- Übersteigerte Güternachfrage führt zur Nachfrageinflation

Verstärkte Nachfragewünsche der Konsumenten und Investoren lösen Preissteigerungen aus.

Der Verkäufer eines Gutes gibt jenem Käufer das Gut, der am meisten dafür bezahlt.







Häufig lösen hohe Einkommen, zinsgünstige Kredite (Kreditinflation) und starkes Entsparen die Nachfrageinflation aus.

- Leistungsbilanzüberschuss führt zur importierten Inflation
Durch zu rege Exporttätigkeit kann ein Überschuss in der Leistungsbilanz entstehen. Über die Gegenleistungen der ausländischen Käufer fließt die Auslandsinflation in das preisstabilere Exportland.  Für den Grad der Inflationsübertragung ist das Ausmaß des Leistungsbilanzüberschusses entscheidend.  Der Zufluss an Geld steht einem Abfluss an Gütern gegenüber, die mögliche Steigerung der Inlandsnachfrage führt bei geringerem Gütervolumen zur Inflation.

Eine andere Form ist die Importpreisinflation, die durch Preissteigerungen bei Importgütern zu Stande kommt. Wenn z.B. Güter im Ausland teurer werden, weil der ausländische Lieferant höhere Preise festsetzt (wie bei Preisschwankungen bei Erdöl und anderen Rohstoffen), wird auch das höhere Preisniveau importiert. Im welchem Umfang die Inflation durchschlägt, hängt u.a. auch davon ab, ob inländische Konsumenten auf Inlandsgüter ausweichen können.

- Kostensteigerung führt zur Kosteninflation (Costpush-Inflation)
Die Kosten der Güterproduktion steigen auch mit der Erhöhung der Einkommen.  Interessenvertretungen verlangen für ihre Mitglieder höhere Löhne und Gehälter, Mindesteinkommen, kürzere Arbeitszeit usw.  Unternehmungen versuchen nun im Rahmen ihrer Kalkulation die gestiegenen Produktionskosten im Preis unterzubringen.  Rohstoffe und Energie, die vom Ausland verteuert eingekauft werden müssen, führen ebenfalls zur Kosteninflation, die zugleich importierte Inflation ist.

- Gewinnsteigerungen führen zur Gewinninflation
Die Erhöhung der Gewinnzuschläge der Unternehmungen ist Ursache der Preissteigerung.

- Offene Inflation
Sie ist für jedermann an allgemein steigenden Preisen erkennbar, die Geldentwertung ist offen sichtbar.

- Zurückgestaute Inflation
Sie ist eine gesteuerte Inflation und weist folgende äußere Merkmale auf:

·
Preisstopp                                 o Rationierung (Lebensmittel auf Bezugsschein)

·
Schwarzmarkthandel                o Naturaltausch

Innere Kennzeichen sind:

- volle Kassen, hohe Guthaben                o verdeckter Gütermangel

- Noten- und Budgetinflation
Sie entsteht durch die Finanzierung des Staatshaushaltes über Notenbankkredite, die zum Ausgleich nicht gedeckter Staatsausgaben aufgenommen werden.

Einteilung der Inflation auf Grund ihrer zeitlichen Entwicklung
- Schleichende Inflation

Die Inflationsrate ist sehr niedrig, sie wird von der Bevölkerung kaum wahrgenommen. Kaufentscheidungen werden deshalb von den Wirtschaftssubjekten weder allzu sehr beschleunigt noch verzögert.  Die Kaufkraft der Währung wird als stabil empfunden.

- Trabende Inflation
Der jährliche Preisanstieg ist etwas höher, wird aber von den Wirtschaftssubjekten noch nicht als beängstigend erachtet.

- Galoppierende Inflation 

Der jährliche Kaufkraftverlust ist bereits sehr groß.  Geld ist "heiß", jeder, der Geld bekommt, wird es sofort in Sachwerte umwandeln.  Es kommt zur Flucht in Sachwerte wie Gold und Liegenschaften.

6.6.2 Messung der Inflation (VPI) - Kerninflation
In Österreich wird die Inflation durch das Statistik Austria mithilfe des Verbraucherpreisindex (VPI) festgestellt. Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gilt der Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HCIP).
Verbraucherpreisindex (VPI)
Zur Berechnung wird ein Warenkorb genommen, in dem die für einen österreichischen Durchschnittshaushalt in Frage kommenden Güter und Dienstleistungen (derzeit 710 Waren) enthalten sind.  Diese erhält man durch Konsumerhebungen.  Man nimmt nun ein Basisjahr, gegenwärtig das Jahr 1996, und setzt den Preis für diesen Warenkorb eines "statistischen Haushaltes" mit 2,7 Personen gleich 100.  Die Preise der Güter des Warenkorbes werden monatlich ermittelt.  Pro Monat werden von ca. 3.000 Geschäften rund 5.000 Preismeldungen erstattet.  Damit wird das innerösterreichische Preisgefälle ausgeglichen.

Mit einer Schlussrechnung lässt sich die Preissteigerung errechnen, und zwar im Jahresabstand, um saisonale Schwankungen auszuschalten.

Beispiel

Entwicklung des VPI zwischen 1996 und 2000:

	Anteiliger Preis des Warenkorbes im Jänner
	1996
	1997
	1998
	1 999
	2000
	2001

	Basisjahr 1 996 = 100

	100
	101,3
	102,2
	102,8
	104,6
	


Um Preisvergleiche unter den Mitgliedsländern der Europäischen Union herzustellen, wird der Euroindex, der "Harmonisierte Verbraucherpreisindex" (HCIP) der EU angewandt.  Die Prognose des Euroindex beträgt für 2000 1,5 % Preissteigerung im Jahresdurchschnitt.

Neben dem VPI gibt es z.B. den Großhandelspreisindex, den Tariflohnindex oder den Baukostenindex.  Hier wird ein Warenkorb mit den für die Baubranche wichtigen Gütern und Dienstleistungen gebildet.  Angebote mit längerer Bauführungsdauer werden auf diese Weise wertgesichert.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Indizes eine Basis für viele langfristige Verträge, wie Mietverträge, Leibrentenverträge, aber auch für Lohnverhandlungen darstellen.

Da sich verschiedene europäische aber auch außereuropäische Zentralbanken der direkten Inflationssteuerung verschrieben haben, ist eine möglichst korrekte Inflationsmessung von grundlegender Bedeutung.  Dazu bedarf es genauer Kenntnis der dauerhaften Einflussfaktoren auf die Preise.  Starke Preisschwankungen oder vorübergehende Preisbewegungen müssen idR bei geldpolitischen Entscheidungen (Geldmengenpolitik) nicht berücksichtigt werden.

Um die Inflation genauer als z.B. im VPI zu erfassen, unterscheidet die neuere Lehre die Kerninflationsindikatoren von den Nichtkerninflationsindikatoren.
Kerninflation ist jene Preissteigerungsrate, die mit dem langfristigen Wachstumstrend einer Volkswirtschaft vereinbar ist.

U.a. wird dabei angenommen, dass die Preise für die Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital im langfristigen Gleichgewicht die Inflationserwartungen wiederspiegeln.

Zur Feststellung der Kerninflation werden jene Einflussfaktoren berücksichtigt, die in keinem Zusammenhang mit kurzfristigen Störungen des Preisniveaus stehen.  Methodisch gesehen werden also unerwünschte Komponenten, die durch vorübergehende Störungen oder verzerrende Einflüsse hervorgerufen werden, ausgeschieden.  Preisunterschiede (wie z.B. saisonale Preisänderungen bei Nahrungsmitteln), Preisschocks (z.B. Öl- oder Energiepreisschock), Wechselkursschwankungen, Messfehler beim VPI, kurzfristige Zinssatzveränderungen etc. werden beseitigt, der Rest dient als verlässliche Schätzgröße für die Kerninflation.

Dieserart festgestellte Inflation dient ua der besseren Vergleichbarkeit der Inflationserscheinungen der Mitgliedstaaten untereinander, da länderbezogene Störungen des Preisniveaus in der Berechnung weitgehend ausgeschaltet werden.

Die errechneten Kerninflationsindikatoren werden auch im Rahmen der einheitlichen Geldpolitik des ESZB eine wichtige Rolle spielen.

Erscheinungsbilder der Inflation 

In der Zwischenkriegszeit hat man 1922 – 1923 im Deutschen Reich erfahren, wie schnell ein Prozess der Geldentwertung verlaufen kann. Ein untrügliches Zeichen beginnender und rascher werdender Inflation sind die Geldscheine, die in Umlauf gesetzt werden. Besonders das Jahr 1923 war von sich überschlagender Geldentwertung betroffen. 

Folgende Beispiele sollen die Situation verdeutlichen:

	Jahr
	Banknote, nomineller Wert

	1922
	                                              5.000 Mark

	1923
	                                            20.000 Mark

	1922
	                                            50.000 Mark  

	1923                                         
	        5.000.000 Mark   (5 Mio. Mark)

	1923            
	      20.000.000 Mark (20 Mio. Mark)

	1923            
	      50.000.000 Mark (50 Mio. Mark)

	Überdruck     
	 1.000.000.000 Mark   (1 Mrd. Mark)

	1923            
	10.000.000.000 Mark (10 Mrd. Mark)


Die Entwicklung des Briefportos 1923 im Deutschen Reich zeigt folgende Situation auf:

	Datum
	Höhe des Briefportos

	15.1.1923
	   50,00 Mark

	1.7.1923
	                               250,00 Mark

	1.8.1923
	                            1.000,00 Mark

	24.8.1923
	                          20.000,00 Mark

	20.9.1923
	                        250.000,00 Mark

	1.10.1923
	                     2.000.000,00 Mark                                  (2 Mio. Mark)

	30.10.1923
	                   10.000.000,00 Mark                                (10 Mio. Mark)

	5.11.1923
	              1.000.000.000,00 Mark                                 (1 Mrd. Mark)

	26.11.1923
	           80.000.000.000,00 Mark                                (80 Mrd. Mark)


Der Wertverlust der Deutschen Mark hat schließlich 1923 zu einer Währungsreform geführt. Das Problem wurde im Hinblick auf die hohen nominellen Werte durch Versetzen des Kommas um 12 Stellen gelöst. Aus 1.000.000.000.000. Mark (1 Billion) wurde 1 Mark, aus 10 Milliarden Mark wurde 1 Pfennig.

Es ist nicht angebracht, die Umstellung der Währungen der 12 Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsunion (vollendet mit der Bargeldeinführung 1.1.2002) als eine Währungsreform zu betrachten. Die Wirtschaftskrisen des 20. Jhdts., ausgelöst auch durch Kriege zwischen den Mitgliedsländern der heutigen Europäischen Union, sind  nicht vergleichbar mit Stagnations- und  Rezessionserscheinungen, wie sie im konjunkturellen Ablauf nicht zu verhindern sind. Dazu kommt, dass die Wirtschaftswissenschaften durch moderne, wissenschaftliche Methoden der Beobachtung des Wirtschaftsablaufes rechtzeitig negative gesamtwirtschaftliche Erscheinungen erkennt und Instrumente der Gegensteuerung empfiehlt. Dann liegt es an den Regierungen, Maßnahmen zu setzen.

Inflationsbeispiele aus jüngerer Zeit anhand von Banknoten der Bundesrepublik Jugoslawien, in Umlauf gebracht in den Jahren 1992 - 1993: 

	Jahr
	Banknote, nomineller Wert

	1992
	                                               1.000 Dinar

	1992
	                                               5.000 Dinar

	1992
	                                             50.000 Dinar

	1993
	                                           100.000 Dinar

	1993       
	  500.000.000 Dinar      (500 Mio. Dinar)

	1993           
	 1.000.000.000 Dinar          (1 Mrd. Dinar)


6.6.3 lnflationsbekämpfung
Grundsätzlich kann Inflation nicht vermieden werden, allzu negative Folgen lassen sich jedoch mildern.  Eine möglichst weit gehende Inflationsverhinderung gehört zu den erklärten Zielen der Wirtschaftspolitik. insbesondere bieten sich folgende Maßnahmen an:



Nachfragedämpfung
Der Staat kann mit verschiedenen Mitteln die übersteigerte Nachfrage beeinflussen.  Entweder durch

·
gezielte Steuererhöhung oder

·
Senkung der Staatsnachfrage.

Steuererhöhungen stellen eine häufig angewendete Maßnahme dar, damit wird das Nettoeinkommen verringert und den Verbrauchern werden Geldmittel zum Konsum entzogen.

Beispiele
·
Sondereinkommensteuer

·
Einschränkung von Subventionen oder von Steuerreduzierungen

·
Erhöhung indirekter Steuern oder Beschränkung von Abschreibungsmöglichkeiten
Senkung der Staatsnachfrage
Da Staatsausgaben besonders inflationär wirken, kommt dieser Maßnahme ein hoher Stellenwert zu.  Besonders wichtig ist die Gestaltung der Schuldenpolitik, an der die Zentralbank i.d.R. die Hauptlast trägt.  Sie kann die Kreditvergabe beschränken bzw. verfügt über Instrumente, den Geldumlauf zu steuern (siehe unten EZB/OeNB).

 Einkommens- und Lohnpolitik
Größere Bedeutung in der Inflationsbekämpfung haben die Versuche, die Einkommens- und Lohnpolitik zu beeinflussen.  Die Lenkung der Lohnentwicklung soll überschüssige Nachfrage- und Kostensteigerungen abbauen.  Durch konzertierte Aktionen sollen die Tarifparteien angehalten werden, der öffentlichen Meinung und der staatlichen Preisstabilisierung zu entsprechen.  Gehaltsabschlüsse sollen mäßig sein, Nulllohnrunden werden angestrebt.  Wegen der Tarifautonomie der Verbände ist die Einflussnahme nur beschränkt möglich. Äußerste Maßnahmen des Staates sind Lohn- und Preisstopp, die wegen ihrer überwiegend negativen Folgen nicht immer zu empfehlen sind.  Bei längerer Dauer bilden sich Schwarzmärkte, kurzfristig entsteht ~Inflationsstau.

Wettbewerbspolitik
Durch Verstärkung des Wettbewerbs entsteht Preisdruck.  Ziel ist, über eine Nachfragesenkung die Preise zu reduzieren.  Dazu bedient sich der Staat folgender Mittel:

o Bekämpfung restriktiver Handelspraktiken,

o Bekämpfung von Kartellen und

o von Unternehmenskonzentrationen.

Inflationsbekämpfung auf diesem Wege ist nur beschränkt möglich, da Staaten mit marktwirtschaftlicher Grundordnung eher vorsichtig in das Wirtschaftsgefüge eingreifen.

Deflation

e - Deflation                       f – La déflation
Deflation ist die anhaltende Zunahme des Geldwertes bzw. der Rückgang des Preisniveaus der Güter.  Die Güter werden somit billiger, die Kaufkraft steigt.  Die Güternachfrage steigt aber dennoch nicht, weil die Konsumenten darauf hoffen, dass die Güter noch billiger werden.  Sie verschieben somit ihre Kaufentscheidungen auf einen späteren Zeitpunkt.  Ist die Güternachfrage geringer als das Angebot (deflatorische Lücke), so kann das Gesamtangebot nicht abgesetzt werden, es herrscht Angebotsüberhang.  Durch ungenügende Nachfrage wird eine Senkung der Güterproduktion ausgelöst, die die Gefahr des Beschäftigungsrückgangs nach sich zieht.

Die von der Deflation ausgehenden Störungen des wirtschaftlichen Gleichgewichts führen ähnlich wie bei der Inflation zu Arbeitslosigkeit, Konkursen und Insolvenzen, die ausgeprägte Behinderungen des Wirtschaftsablaufes darstellen.  Dieser krisenhafte Zustand der Unterversorgung einer Volkswirtschaft mit Zahlungsmitteln kann durch währungs- und kreditpolitische Maßnahmen der Zentralbank (Geldmengensteuerung der EZB) bewusst herbeigeführt werden, um einer drohenden Inflation entgegenzuarbeiten.  Andere Ursachen sind zu geringe Verschuldungsbereitschaft der Unternehmen, aber auch das Horten von Bargeld.

Inflation und Deflation hängen eng mit der im Wirtschaftskreislauf befindlichen Geldmenge zusammen.  Inflation bedeutet zu viel Geld in der Wirtschaft, Deflation heißt zu wenig Geld im Umlauf.  Inflationäre und deflationäre Prozesse sind in jedem Fall Ausdruck einer Fehlsteuerung und erfordern korrigierende wirtschaftspolitische Eingriffe.

Stagflation

e - Stagflation                    f - L'inflation stagnante (f)
Stagflation ist das gleichzeitige Auftreten von wirtschaftlicher Stagnation und Inflation. Stagna-tion bedeutet Nullwachstum, das heißt, es wird nur in Höhe der Abschreibungen reinvestiert. Die Inflation beträgt beispielsweise 3 % und das nominelle Wirtschaftswachstum beträgt ebenfalls nur 3 %. Somit wächst die Wirtschaft zwar nominell, aber nicht real.

Ursachen der ~Stagflation werden meist in der

-  staatlichen Konjunkturpolitik, die inflationsfördernd sein kann, in der

- Existenz von Marktungleichgewichten (Monopole und Oligopole), die dem Nachfrage-rückgang mit Preiserhöhungen begegnen und in der

-    Durchsetzung von Lohnerhöhungen durch Gewerkschaften auch bei verminderter Nachfrage nach Arbeitskräften gesehen.

6.7 Währungspolitik 

Währung ist das gesetzliche Zahlungsmittel in einem Staat.  Gesetzliche Zahlungsmittel dienen der rechtsgültigen Erfüllung von Verbindlichkeiten, für den Gläubiger besteht unbeschränkter Annahmezwang nur bei Banknoten.

Währungspolitik hat u.a. das Ziel, die innere und äußere Stabilität des Geldwertes zu sichern. Nach Außen dient die Währungspolitik der Gestaltung der Währungsbeziehungen mit dem Ausland. Regierung und vor allem die Zentralbanken betreiben Währungspolitik, sie beeinflussen damit das Geld- und Zahlungswesen eines Landes.  Hauptaufgabe der Zentralbanken auf der ganzen Welt ist es, für ein stabiles Preisniveau zu sorgen.  Dieses Ziel kann z.B. durch Steuerung des Geldmengenwachstums erreicht werden.  Dieser Währungspolitik liegt die Annahme zu Grunde, dass ein sehr enger Zusammenhang zwischen einer steigenden Geldmenge und einer höheren Inflationsrate besteht.


Beispiel
Je mehr Geld im Umlauf ist, desto mehr Nachfrage entsteht.  Die Nachfrage wächst im Vergleich zum Angebot überdimensional, dadurch kommt es zu Nachfrageüberhang.  Nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage bedeutet ein Nachfrageüberhang eine Steigerung des Preisniveaus und somit Inflation.

6.7.1 Oesterreichische Nationalbank  - Neuordnung der Nationalbank

e - Bank of issue, central bank





http://www.oenb.at
Rechtsstellung
Die OeNB ist eine Aktiengesellschaft.  Sie ist die Zentralbank der Republik Österreich und als solche integraler Bestandteil des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB). 

Eine Auflösung der OeNB ist nur durch Bundesgesetz möglich.

Durch den Beitritt Österreichs zu WWU (Wirtschafts- und Währungsunion) kam es zu tiefgehenden Eingriffen in die ursprünglichen Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank.

Aufgaben
Die OeNB hat an den Zielen und der Vollziehung der Aufgaben der Europäischen Zentralbank (EZB) mitzuwirken. Im Rahmen des Gemeinschaftsrechts hat die Nationalbank mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln mehrere volkswirtschaftliche Ziele anzustreben Sie hat dabei den Leitlinien und Weisungen der Europäischen Zentralbank zu folgen.



           Ziele und Aufgaben der OeNB






            Hauptziel ist
        Beschäftigungs-
              Wirtschafts-   
            Wirtschafts-

           Preisstabilität
           entwicklung
                wachstum                       politik
Rechte 
Die OeNB hat das ausschließliche Recht, Banknoten, die in Österreich gesetzlicheZahlungsmittel 

sind, herzustellen oder herstellen zu lassen.  Nach Maßgabe der Genehmigung der EZB ist sie berechtigt, auf Euro lautende Banknoten auszugeben.  Diese und die von den Zentralbanken anderer Teilnehmerländer der WU ausgegebenen Euro-Banknoten sind gesetzliche Zahlungsmit-tel. Sie müssen zum vollen Nennwert unbeschränkt angenommen werden.  Die Einziehung von Banknoten wird durch die EZB festgelegt. Mit Zustimmung der EZB ist die Nationalbank befugt, sich an internationalen Währungseinrichtungen zu beteiligen.

Grundkapital der OeNB
Das Grundkapital der OeNB beträgt 12 Millionen Euro und ist zu gleichen Teilen in 150.000 auf 

Namen lautende Aktien zerlegt.  Sie ist nicht verpflichtet, ihre Firma und die Mitglieder ihrer

Organe in das Firmenbuch einzutragen.

 Organe der OeNB




Generalversammlung

Die Generalversammlung findet als regelmäßige Versammlung der Aktionäre in der ersten Hälfte eines jeden Geschäftsjahres statt. Je hundert Aktien ergeben eine Stimme und damit das Recht zur Teilnahme an der Generalversammlung.

Der Wirkungskreis umfasst u.a.

· die Entgegennahme des Berichtes über die Geschäftsführung

· die Genehmigung des Jahresabschlusses

· die Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes und die Verteilung.

6.7.2 Europäische Zentralbank

http://www.ecb.int
http://www.euro.ecb.int
Im Mittelpunkt der Währungsunion steht die Europäische Zentralbank mit dem Sitz in Frankfurt/ 

Main. Zusammen mit den nationalen Zentralbanken, die ihr unterstellt sind, bildet sie 

das Europäische Zentralbankensystem (ESZB).




Die Europäische Zentralbank steht im Eigentum der nationalen Notenbanken. Das Kapital beträgt 5 Milliarden Euro und wird je zur Hälfte nach dem Anteil der Bevölkerung und nach jenem des Bruttoinlandsprodukts auf die Notenbanken der Mitgliedsländer aufgeteilt. Darüber hinaus haben die Nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets die EZB mit Währungsreserven in Höhe von rund 40 Milliarden Euro ausgestattet. Die Beiträge der einzelnen NZBen wurden entsprechend ihrem jeweiligen Anteil am gezeichneten Kapital der EZB bestimmt, während die EZB wiederum jeder NZB eine ihrem Beitrag entsprechende Forderung in Euro gutschrieb. 15 % der Beiträge wurden in Gold geleistet, die übrigen 85 % in US-Dollar und japanischen Yen. Die Nationalen Zentralbanken müssen bei all ihren Aktivitäten die Leitlinien und Weisungen der EZB befolgen, an deren Entscheidungen sie mitbeteiligt sind.

Beispiele für währungs- und geldpolitische Aufgaben der EZB:

· Ausgabe von Banknoten

· Halten von Währungsreserven

· Intervention auf Devisenmärkten

· Vorschreibung von Mindestreservesätzen für Geschäftsbanken

· Vorgabe von Leitzinsen u.a.m.

 Unabhängigkeit der Nationalbanken in der Europäischen Währungsunion

Die Unabhängigkeit der Österreichischen Nationalbank bedurfte durch den Beitritt Österreichs zur Wirtschafts- und Währungsunion einer Neudefinition. Wesentliche zentrale Kompetenzen der OeNB gingen 1999 auf das System der Europäischen Zentralbanken (ESZB) über. Für die Teilnahme am ESZB (= Währungsunion) ist die Unabhängigkeit der nationalen Zentralbankinstitute Voraussetzung. Im eigentlichen Sinn geht es dabei um Weisungsfreiheit von nationalen Organen wie Parlament und  Regierung, aber auch von Einrichtungen der Gemeinschaft oder anderen Mitgliedstaaten. Österreich entsendet einen Gouverneur in die Europäische Zentralbank, der lediglich europäischen Interessen verpflichtet ist.










Mit dem Beitritt Österreichs zur Wirtschafts- und Währungsunion ist der Verzicht der 0eNB auf eine eigenständige 


6.7.3 Einheitliche Geldpolitik des Europäischen Systems der Zentralbanken

Mit dem Beitritt Österreichs zur Wirtschafts- und Währungsunion ist der Verzicht der OeNB auf eine eigenständige Geldpolitik verbunden. Die OeNB ist in das Europäische System der Zentralbanken (ESZB) eingebunden. Sie nimmt dadurch an den gemeinsamen Beschlüssen zur Geld- und Währungspolitik teil.

Anmerkung:

Das ESZB besteht aus der Europäischen Zentralbank (EZB) und den Zentralbanken der Euro-12-Staaten.
Das ESZB kann verschiedene geldpolitische Instrumente zur Erreichung seiner Ziele einsetzen.

	Offenmarktgeschäft
	Bei Offenmarktgeschäften werden neben der Emission von Schuldverschreibungen Wertpapierkäufe und –verkäufe sowie der Erwerb von Termineinlagen durch das ESZB durchgeführt. Dabei sind befristete Operationen das wichtigste Instrument um Zinssätze und die Liquidität am Geldmarkt zu steuern.

Die Offenmarktgeschäfte werden i.d.R. in Form von Tendern*) durchgeführt.

	Fazilitäten


	Ständige Fazilitäten dienen dazu, plötzlich anfallende Gelder dem Markt zu entziehen bzw. bei Finanzierungsbedarf bereitzustellen. Durch Finanzierungsfazilitäten wird Liquidität vermehrt, bei Einlagefazilitäten abgebaut. Bedingung: vorgegebener Zinssatz und refinanzierungsfähige Sicherheit (zB ESZB-Schuldverschreibungen, sonstige marktfähige Schuldtitel).

Für die Inanspruchnahme von Fazilitäten gelten im ganzen Euro-Raum gleiche Bedingungen. **)

	Mindestreserve
	Kreditinstitute werden von der EZB angewiesen, bei den nationalen Zentralbanken im Rahmen der Vorschriften des ESZB Mindestreserven zu hinterlegen. Die Höhe der Mindestreservesätze richtet sich im wesentlichen nach der Summe der  Verbindlichkeiten des Kreditinstituts. Die Guthaben werden verzinst.

Für bestimmte Einlagen (z.B. mit einer Laufzeit von über zwei Jahren) besteht keine Mindestreserveverpflichtung.

Das Mindestreservesystem des ESZB dient

· der Stabilisierung der Geldmarktsätze bzw.

· der Herbeiführung einer Liquiditätsknappheit.




*) Beim Tenderverfahren finden Wertpapierauktionen statt, wobei die Effektivverzinsung der Papiere über den Markt bestimmt wird. ZB die Zentralbank bietet eine bestimmte Menge eines Wertpapiers an, die Nachfrager geben an, welche Menge sie zu welchem Preis abzunehmen bereit sind.

**) Als Fazilitäten bezeichnet man die von Zentralbanken oder Geschäftsbanken bereitgestellten Möglichkeiten Geldgeschäfte durchzuführen wie z.B. Kredite aufzunehmen oder Geld anzulegen.

Das ESZB wirkt entweder
direkt im Rahmen der Offenmarktgeschäfte, ständigen Fazilitäten und Mindestreserven oder indirekt durch Variation der Zinssätze bei der Kreditgewährung auf die Liquidität der Geschäftsbanken.  Im ersten Fall beeinflusst sie gezielt das Geldvolumen, im zweiten Fall wird die Kreditaufnahme der Wirtschaftstreibenden durch Festlegung der Konditionen bei bestimmten Geschäften gebremst oder gefördert. Hohe Zinssätze verringern, niedrige Zinssätze fördern die Kreditaufnahme.  Beide Instrumente können sich auch überschneiden.

Das Kreditangebot ist ausschlaggebend für die Kreditnachfrage der Wirtschaftstreibenden und damit für die kreditfinanzierten Ausgaben.  Die Höhe der kreditfinanzierten Ausgaben beeinflusst die gesamtwirtschaftliche Nachfrage und diese wirkt nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage auf das Preisniveau.

Beim Einsatz liquiditätspolitischer Instrumente bestehen für die Geschäftsbanken kaum Aus Weichmöglichkeiten, bei den zinspolitischen Instrumenten bleibt es den Geschäftsbanken über

lassen, ob sie zu den angebotenen Bedingungen Geschäfte abschließen oder nicht.

Die folgende Skizze zeigt die Wirkungsweise der geldpolitischen Instrumente des ESZB im Hin- 

blick auf die Stabilität der Währung bzw. auf die Erhaltung der Kaufkraft des Geldes.



Europäisches System der Zentralbanken
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6.7.4 Geldpolitische Strategien der Ezb
Für die EZB ist vorrangig die Sicherung der Preisstabilität in der Währungsunion wichtig. Grundsätzlich kommen dafür die Geldmengensteuerung und das Inflationsziel in Frage. Die OeNB hatte über Jahrzehnte das Wechselkursziel verfolgt und damit für Stabilität im Verhältnis Schilling- DEM gesorgt (Hartwährungspolitik der OeNB).

Budget der Europäischen Union am Beispiel des Jahres 1999

Auf Vorschlag der EU-Kommission umfasst das Budget 1999 86,85 Mrd. Euro (= ATS 1.200 Mrd.).  Die Ausgaben  machen 1,1 Prozent des BIP der Mitgliedsländer aus. Die Obergrenze beträgt 1,27 Prozent.

In den nächsten Jahren will man im EU-Haushalt von der Vorgabe von Ausgabenzielen abkommen und statt dessen Ausgabenobergrenzen festlegen.

Das EU-Budget besteht nur aus Eigenmitteln und wird nicht über Kredite finanziert. Österreich trägt einen Anteil von 2,6 Prozent am EU-Haushalt, das entspricht rund 30 Mrd. Schilling/Jahr. Ungefähr die Hälfte davon fließt als Förderung wieder zurück.

Die Kosten der Osterweiterung sollen zu zwei Drittel wachstumsfinanziert sein. Ein Drittel soll durch Einsparungen frei werden. Die Kommission rechnet mit einem Wachstum von 2,5 Prozent.

Einsparungen soll es künftig auch bei den Agrarausgaben geben, die im Durchschnitt der letzten Jahren ca. die Hälfte des EU-Budgets ausgemacht haben. Im Budget soll dieser Prozentsatz um 10 Prozent gedrückt werden. Dagegen sollen die EU-Strukturfonds für die benachteiligten Gebiete mehr bekommen.

Österreichs Prioritäten liegen in einer jeweils zehnprozentigen Ausgabensteigerung für die Beschäftigung und für die Transeuropäischen Netze.

Grafik:

Haushalt der Europäischen Union





6.7.5 Konvergenzkriterien
Eine einheitliche europäische Währung setzt voraus, dass sich die Wirtschaftspolitiken  der Teilnehmerländer einander dauerhaft genähert haben, dass Preise und Währungen ausreichend stabil sind. Es bedarf einer soliden Basis für eine gemeinsame Währung und Geldpolitik.

Die weitgehende Erfüllung dieser Wirtschaftskriterien ist Voraussetzung für die Teilnahme an der EWU, sie müssen auch nach einem Beitritt eingehalten werden.


Die Bedeutung des Schuldenstandskriteriums ist vor allem darin zu sehen, dass den nationalen 

Regierungen auf Dauer der Spielraum für ihre Finanz- und Schuldenpolitik erheblich eingeengt 

ist. De facto ist darin eine Kreditbegrenzung für die öffentlichen Haushalte zu sehen und ein verpflichtender Zwang zum Sparen.

EWS II

Für Länder der EU, die an der Währungsunion noch nicht teilnehmen *), wurde die Einführung eines Wechselkursmechanismus beschlossen. Im EWS II wird u.a. vereinbart,

· die nationale Währungspolitik mit der WU und

· insbesondere das Festsetzen von Leitzinsen abzusprechen sowie

· nötigenfalls auf den Devisenmärkten zu intervenieren.

*) Gegenwärtig sind dies 3 Staaten: Dänemark, Großbritannien und Schweden (2001).

Anmerkung

Leitzinsen sind kurzfristige Zinssätze die von der Zentralbank für Refinanzierungskredite der Geschäftsbanken erhoben werden.

Interventionsmechanismus
Die Zentralbanken des EWS sind zum Ankauf zu schwacher EWS-Währungen und zum Verkauf zu starker EWS-Währungen verpflichtet. Interventionen finden auf den Devisenmärkten üblicherweise in Form von Stützungskäufen durch die in einem Währungssystem (z.B. EWS II) verbundenen Zentralbanken statt. Damit soll im System fixer Wechselkurse möglichst weitgehende Stabilität der Währungen innerhalb des Systems gewährleistet werden. 

Das gilt auch für das Land mit der schwachen Währung, es muss mit stabilen Fremdwährungen auch aus eigenen Devisenbeständen seine schwache Landeswährung kaufen bzw. bei zu starker eigener Währung diese verkaufen.






Erreicht eine Währung  z.B. den unteren Interventionspunkt, sind die Zentralbanken zu unbegrenzten Interventionen verpflichtet. Gestützt wird die unter einem Abwertungsdruck befindliche Währung um ihren Kursverfall zu beeinflussen. Im EWS wird der Zentralbank deren Währung Gefahr läuft, abgewertet zu werden, Kredit von den anderen Zentralbanken in Landeswährung  gewährt, um die Stützungskäufe durchführen zu können.
Stabilitäts- und Wachstumspakt

Zur Sicherung der Stabilität des Euro soll auch nach Einführung der gemeinsamen Währung gewährleistet sein, dass in den einzelnen Mitgliedsländern der WU keine undisziplinierte Finanz-politik stattfindet. 

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt wurde zwischen den Teilnehmerländern der WU beschlossen und ist in zwei Ratsverordnungen enthalten:

· Frühwarnsystem: Als mittelfristiges Ziel der Mitgliedsländer ist ein ausgeglichener Staatshaushalt vorgesehen. Finanzpolitische Fehlentwicklungen sollen durch ein Frühwarnsystem in Kombination mit einer multilateralen Überwachung möglichst bald erkannt werden.

· Sanktionsmechanismus: Für Länder mit einem übermäßigen Haushaltsdefizit (Neuverschuldung über 3 % des BIP pro Jahr) sind Sanktionen vorgesehen. Wer den Referenzwert nachhaltig überschreitet, muss zunächst eine unverzinsliche, rückzahlbare Einlage bei der EZB leisten. Wird nach weiteren zwei Jahren noch immer gegen das Defizit-Kriterium verstossen, wird die Einlage als Geldbuße einbehalten. Die Strafe reicht von 0,2 bis 0,5  Prozent des BIP. Ausgenommen von Sanktionen sind Staatsverschuldungen, die durch außergewöhnliche Ereignisse (z.B. Katastrophen) verursacht wurden.

· Stabilitätsprogramm: Jeder Mitgliedsstaat der EU verpflichtet sich, jährlich ein Programm zu erstellen, das die mittelfristige Haushaltssituation darlegt. Für Nichtmitglieder ist es ein Konvergenzprogramm, mit dem sie eräutern, wie sie die Beitrittskriterien erreichen wollen. Nur im Fall einer schweren Rezession (Verringerung des BIP um mindestens 0,75% innerhalb eines Jahres) darf das Budgetdefizit 3 % überschreiten.

Geld ist, was gilt.
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Geldmenge x Umlaufgeschwindigkeit  = Preisniveau x Handelsvolumen





Ist die Nachfrage N2 (monetäre Nachfrage) größer als N1 (erforderliche Nachfrage), so kann die Nachfrage bei herrschendem Angebot nicht befriedigt werden. Eine kurzfristige Vergrößerung des Angebotes ist nicht möglich, es kommt zu Preissteigerungen. Dieser Nachfrageüberhang ist die inflatorische Lücke.
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Generalrat


Dem Generalrat obliegt die Überwachung jener Geschäfte, die nicht in den Aufgabenbereich des ESZB fallen:


   Beispiele:


Die Aufnahme und Auflassung von Geschäftszweigen und     Zweiganstalten;


Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen


Dreiervorschläge zur Ernennung von Direktoren


Festlegung allgemeiner Grundsätze der Geschäftspolitik


Mitglieder


1 Präsident, 1 Vizepräsident und 12 weitere Mitglieder








Direktorium


Das Direktorium leitet den Dienstbetrieb und führt die Geschäfte.


  Beispiele:


Periodische Berichterstattung an den Generalrat


Anstellung der Dienstnehmer der OeNB und deren Pensionierung,   Kündigung oder Entlassung


Gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der OeNB


Mitglieder


1 Gouverneur, 1 Vizegouverneur und zwei Mitglieder


(Der Gouverneur ist zugleich Mitglied des EZB-Rates und ist in dieser Funktion weisungsfrei).








EUROPÄISCHE ZENTRALBANK


Frankfurt/M.








Hauptziel ist die


Erhaltung der Stabilität der     europäischen      Währung








Sie ist völlig unabhängig von den   nationalen Regier-ungen oder zentralen  Instanzen





      Zentralbanken   der Mitgliedstaaten bleiben bestehen, sie    bilden zusammen mit


der    EZB   das System Europäischer    Zentralbanken








Die Zentralbanken


der Mitgliedstaaten sind den Weisungen der    EZB   unterworfen








Der EZB-Rat formuliert die     Währungspolitik  der EU, er besteht aus den 15 Zentralbankpräsidenten     der Mitgliedsländer





Das  Kapital der EZB halten die nationalen Zentralbanken   ent-sprechend der   Bevölk-


erungszahl und der wirt- schaftlichen Bedeutung








Das Direktorium, das


aus 6 Mitgliedern besteht, führt die laufenden Geschäfte der EZB





Der Weg zur europäischen Währung


EURO





EFFEKTIVER START DER WWU


ENDGÜLTIGE UMSTELLUNG





Stufe  3





VORBEREITUNG DER WWU
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  Stufe 1





1.1.2002





Verwirklichung des EWS





1. 1. 2002: Euro neben der nationalen    Währung,


Einführung neuer Münzen und Banknoten.


1. 3. 2002: Euro ist    alleiniges


gesetzliches Zahlungsmittel





1998: Entscheidung der Staats- und Regierungschefs über die Teilnehmer  an der WWU





 





1990 bis 1993:


 Einführung des freien Kapitalverkehrs und Einbindung der Währungen in das Europäische Währungssystem (EWS)





Legende:


EWI = Europäisches Währungsinstitut


EZB = Europäische Zentralbank


ESZB= Europäisches System der Zentralbanken


ECOFIN = Europäische Konferenz der Wirtschafts- und Finanzminister


              = schwankende Drittlandswährung





EZB beginnt einheitliche Geldpolitik in Euro





1.1.1999: Unwiderrufliche Fixierung der Wechselkurse durch ECOFIN





1994: Gründung des EWI zur Einsetzung des Direktoriums der EZB und Errichtung des ESZB.


Die Mitgliedsländer müssen sich bemühen, die Konvergenzkriterien zur Teilnahme an der WWU zu erfüllen
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Schuldenstand	Das öffentliche Defizit und die Staatsverschuldung sollen die in der Wirtschaftsunion festgelegten Grenzen von 3 % bzw. 60% des BIP nicht überschreiten.





Inflation	Die Inflationsrate darf im Jahr vor der Überprüfung höchstens 1,5 Prozentpunkte über derjenigen der drei preisstabilsten Mitgliedsländer liegen.





Wechselkurs	Die Währung des Landes muss am engen Band (( 2,25%) des  Europäischen Währungssystems seit mindestens zwei Jahren ohne selbst initiierte Abwertung und größere Anspannungen teilgenommen haben.





Zinssätze	Die langfristigen Zinssätze sollen um nicht mehr als drei Prozentpunkte über jenen der drei preisstabilsten Mitgliedstaaten liegen.
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